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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in 
seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass der Klimawandel ein globales Problem ist und sich nicht in allen 
Regionen der Welt und in den einzelnen Sektoren gleichförmig auswirkt, dass sich sogar 
die damit verbundenen sozio-ökonomischen Aspekte, Kosten und Vorteile in den 
Entwicklungsländern und den stärker entwickelten Ländern unterscheiden werden und 
dass deshalb bei dem Vorgehen gegen den Klimawandel Anpassungsmaßnahmen mit 
Strategien einhergehen müssen, damit durch klare und umfassende Aktionspläne für alle 
betreffenden Sektoren die Bereitstellung wirksamer Mittel für eine nachhaltige 
Entwicklung gewährleistet wird,    

B. in der Erwägung, dass nicht immer zwischen der Eindämmung der Ursachen des 
Klimawandels und den Anpassungsmaßnahmen zur Begrenzung seiner Auswirkungen 
unterschieden werden kann und dass die legislativen Initiativen der EU aus neuerer Zeit 
zur Kennzeichnung von Reifen, zur Energiekennzeichnung und zur Energieeffizienz von 
Gebäuden als Bestandteile des Energieeffizienzpakets eine wichtige Rolle bei der 
Verringerung der CO2-Emissionen spielen und in künftige Vorstöße für neue Formen des 
Energieverbrauchsverhaltens auf EU-Ebene einbezogen werden müssen, 

C. in der Erwägung, dass gemäß der überarbeiteten Richtlinie über ein System für den 
Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten (ETS) die Mitgliedstaaten mindestens 
50 % der im Rahmen dieses Systems erzielten Erlöse für Eindämmungs- und 
Anpassungsmaßnahmen vorsehen sollten,   

D. in der Erwägung, dass sich der Klimawandel zwangsläufig auf die Energieversorgung, 
die externen Aspekte der Energieversorgungssicherheit der Union und die 
Energienachfrage auswirken wird und dass Wetterphänomene, wie starke Niederschläge, 
Temperaturanstieg, Hitzewellen, Dürreperioden, schwere Stürme und 
Überschwemmungen, sowie Brände erhebliche Ausfälle und Schädigungen der 
Energieversorgungsinfrastruktur verursachen können, was unmittelbare Folgen für die 
Energieerzeugung und die Lieferung und Verteilung der Energie an die Endverbraucher 
hat,     

E. in der Erwägung, dass die Diversifizierung der Energiequellen und -zulieferwege und der 
Energielieferanten ein wichtiges Instrument für die Gewährleistung des 
gleichberechtigten Zugangs zu Energie und der angemessenen Versorgung mit Energie 
ist, wodurch auch den EU-Zielen der vermehrten Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen und der Verringerung der CO2-Emissionen Rechnung getragen wird,  

F. in der Erwägung, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten Anpassungsmaßnahmen 
einbeziehen sollten, wenn sie derzeitige oder künftige Vorschriften, Strategien und 
Programme umsetzen oder ändern,

1. weist darauf hin, dass die extremen Wetterverhältnisse zusammen mit dem erwarteten 
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Anstieg des Meeresspiegels und den voraussichtlich höheren Niederschlagsvariationen 
neue Projekte und Anpassungsmaßnahmen für ihre Umsetzung insbesondere im Bereich 
der Landwirtschaft und der Bewirtschaftung von Gewässereinzugsgebieten, selbst 
innerhalb des bestehenden Infrastruktursystems erforderlich machen, was hohe 
Nutzungskosten verursachen wird, die jedoch tragbar sein werden, weil sie niedriger als 
die bei Untätigkeit mittel- und langfristig anfallenden Kosten sind; fordert allerdings, 
dass die wissenschaftlichen Grundlagen dieser Maßnahmen die sich aus der 
Klimaforschung ergebenden Kriterien erfüllen, indem angemessene Begutachtungs- und 
Bewertungsverfahren Anwendung finden und Forschungsergebnisse in transparenter 
Weise fortlaufend aktualisiert werden; fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten 
auf, in entsprechenden nationalen Aktionsplänen Informationen über diese Kosten und 
ihre Verteilung zur Verfügung zu stellen;  

2. weist darauf hin, dass die Entwicklung von miteinander verbundenen 
Energieinfrastrukturen und der Aufbau einer Breitbandversorgung im europäischen 
Rahmen die Anpassung erleichtern würde, weil dadurch die Anpassungskapazitäten 
ausgebaut und die Risiken besser verteilt werden;

3. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass sorgfältig geprüft wird, welche mit 
dem Klimawandel verbundenen möglichen Risiken für kritische Infrastrukturen, wie 
Energie- und Telekommunikationsnetze, bestehen, die für das Funktionieren des 
Binnenmarktes äußerst wichtig sind;    

4. teilt die Ansicht, dass so bald wie möglich Methoden entwickelt werden sollten, 
Infrastrukturprojekte „klimasicher“ zu machen;

5. stellt fest, dass zur Verhinderung von Katastrophen neue Maßnahmen in allen 
Wirtschaftszweigen getroffen werden müssen, wie z. B. umfassendere 
Sicherheitskontrollen und Energieverbrauchs- oder Energieerzeugungskontrollen, damit 
die geltenden harmonisierten Baunormen breitere Anwendung finden, so auch die 
Eurocodes für die Genehmigung der Nutzung von Gebäuden, einschließlich 
Industriebauten, die den Bestimmungen der Richtlinie 85/337/EWG, geändert durch die 
Richtlinie 97/11/EG, und der Richtlinie 2001/42/EG über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung und die strategische Umweltprüfung entsprechen müssen;  

6. betont, dass die Maßnahmen in Bezug auf die Energieversorgung und den Zugang zu 
Energie in einem Geist der Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten festzulegen sind und 
dass die EU zu einer globalen Neuausrichtung der Politik im Sinne des Ausbaus der 
Energieeffizienz und der Förderung erneuerbarer Energiequellen beitragen sollte; betont, 
dass die EU für die Nutzung erneuerbarer Energiequellen entsprechend dem in der 
Richtlinie 2009/28/EG festgelegten Zeitplan sorgen sollte, fordert die Mitgliedstaaten auf, 
bis zum 30. Juni 2010 ambitionierte, umfassende und realistische nationale Aktionspläne 
entsprechend den von der EU vorgeschriebenen Modellen und Parametern vorzulegen, 
und weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass der jeweilige Bedarf der 
Mitgliedstaaten nach Energie aus erneuerbaren Quellen in erster Linie durch die nationale 
Erzeugung gedeckt werden sollte, während ein Zurückgreifen auf den Mechanismus der 
statistischen Übertragung von Energie aus erneuerbaren Quellen auf einen anderen 
Mitgliedstaat nur erfolgen sollte, wenn dies in jeder Hinsicht zu rechtfertigen ist;     
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7. betont, dass in diesem Zusammenhang zusätzliche Schritte zur Förderung der 
Gemeinschaftsstrategie, mit der das Ziel der Erhöhung der Energieeffizienz um 20 % bis 
2020 erreicht werden soll, unbedingte Priorität erhalten müssen; hält es im Rahmen der 
Bewertung der derzeitigen Aktionsprogramme im Bereich der Energieeffizienz für 
zweckmäßig, zu prüfen, ob dieses Ziel auf Gemeinschaftsebene rechtsverbindlich 
gemacht werden sollte;

8. betont, dass die EU und die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der auf der 
Klimaschutzkonferenz von Kopenhagen eingegangenen Verpflichtungen in Bezug auf die 
Verwendung der im Rahmen des ETS erzielten Versteigerungserlöse und die 
Schnellstartfinanzierung die Höhe ihrer finanziellen Beiträge zur technologischen 
Zusammenarbeit mit den Partnern präzisieren sollten, damit private und öffentliche 
Investitionen insbesondere im Rahmen der künftigen nationalen Aktionspläne zur 
Energieeffizienz und nationalen Aktionspläne für erneuerbare Energieträger verstärkt 
werden, und begrüßt die Mitteilung der Kommission, in der eine erhebliche Aufstockung 
der Mittel für die Energieforschung zugesichert wird, um eine nachhaltig ausgerichtete 
Energiewirtschaft zu fördern;  

9. weist darauf hin, dass der fortschreitende Klimawandel sich erheblich auf die 
wirtschaftliche Entwicklung auswirkt und die Wirtschaftstätigkeit und die 
gesellschaftlichen Aktivitäten stark beeinträchtigen könnte; ist der Ansicht, dass im 
Rahmen der wirtschaftlichen Anpassungsmaßnahmen, einschließlich des Übergangs zu 
einer nachhaltigeren Industrieproduktion, hinreichende Mittel für Anpassungs- und 
Eindämmungsmaßnahmen erforderlich sind und für diese Maßnahmen nicht nur 
Einnahmen aus dem Emissionsrechtehandelssystem zu verwenden sind, sondern es dafür 
zusätzlicher öffentlicher und privater Innovationsmittel bedarf, wobei erneut auf die 
Verpflichtung gemäß den einschlägigen Vorschriften hingewiesen werden muss, 
mindestens 50 % der Einnahmen aus diesem Handel für Klimaschutzmaßnahmen, 
einschließlich Anpassungsmaßnahmen, in der EU und in den Entwicklungsländern 
einzusetzen; betont, dass die im Rahmen verschiedener Konjunkturprogramme 
bereitgestellten Mittel auch für Anpassungsinvestitionen verwendet werden sollten und in 
jedem Fall „klimasicher“ sein sollten;      

10. ist der Ansicht, dass (auch im Zusammenhang mit den getroffenen 
Anpassungsentscheidungen) die Folgen für einen Wirtschaftszweig oft auch 
Auswirkungen auf andere Wirtschaftszweige haben werden, und fordert die Kommission 
daher auf, diese Wechselwirkungen bei der Durchführung der Anpassungsmaßnahmen zu 
berücksichtigen;

11. betont, dass die geltenden Vorschriften über die Zulassung von Unternehmen und über 
Umweltverträglichkeitsprüfungen den Auswirkungen des Klimawandels auf jede 
geplante Infrastrukturen oder industrielle Tätigkeiten Rechnung tragen müssen; hebt 
hervor, dass im Zusammenhang mit der Energieinfrastruktur den Auswirkungen des 
Klimawandels sowohl bei einzelnen Infrastruktureinrichtungen als auch bei nationalen 
und europäischen Energiesystemen Rechnung getragen werden sollte;

12. weist darauf hin, dass kleine und mittlere Unternehmen in vielen Branchen durch den 
Klimawandel besonders gefährdet und häufig nur unzureichend darauf vorbereitet sind; 
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fordert die Kommission auf, den Stand der Vorbereitung von kleinen und mittleren 
Unternehmen auf den Klimawandel, einschließlich der verfügbaren 
Versicherungssysteme, zu prüfen und mögliche Instrumente zu ermitteln, mit denen ein 
Beitrag zur Bewältigung dieses Problems geleistet werden kann;

13. betont, wie wichtig es ist, nationale Anpassungspläne zu erstellen, die einem 
gemeinsamen europäischen Bezugsrahmen haben, der den Mitgliedstaaten ermöglicht, 
ihre Anpassungsmaßnahmen, einschließlich der Maßnahmen im Bereich der 
Energiesysteme und der Energiepolitik, zu planen und bekanntzugeben; ist der Ansicht, 
dass in diesen Plänen Risikokarten mit Energie- und Industrieanlagen enthalten sein 
sollten, von denen bei ungünstigen Wetterereignissen Gefahren für die Umwelt oder die 
öffentliche Gesundheit ausgehen können; fordert, dass diese Informationen der 
Öffentlichkeit und den anderen Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt werden;

14. fordert die Kommission auf, eine Aufstockung der Mittel in Betracht zu ziehen, die im 
künftigen Achten Forschungsrahmenprogramm bestimmt sind für die internationale 
Zusammenarbeit  

a. mit Industrieländern, damit die Verbreitung von Technologien für erneuerbare 
Energieträger beschleunigt wird, 

b. mit Entwicklungsländern, um ihren Kampf gegen den Klimawandel zu unterstützen, 
der ihre am stärksten gefährdeten Regionen bedroht, wobei die Besonderheiten einer 
jeden Region zu berücksichtigen sind, und zwar anhand des Kriteriums der sozialen 
und wirtschaftlichen Entwicklung der jeweiligen Region des Entwicklungslandes, 
mit dem eine internationale Zusammenarbeit eingeleitet wird,

c. mit an die EU angrenzenden Drittländern, in denen der Klimawandel ähnliche 
Folgen nach sich zieht wie auf dem Gebiet der EU; 

15. betont, dass die zur Bekämpfung des Klimawandels erforderlichen finanziellen Mittel für 
Forschung und Entwicklung aufzustocken sind; ist der Ansicht, dass es vor allem in 
Anbetracht der wissenschaftlichen Unsicherheitsfaktoren in Bezug auf den Zeitrahmen, 
das Ausmaß des Problems und die Gebiete und Produktionszweige, die speziell von den 
Folgen des Klimawandels in Europa betroffen sein werden, notwendig ist, Mittel für 
Klimaforschung zur Verfügung zu stellen, was auf gesamteuropäischer Ebene am 
wirksamsten erfolgen kann und eine stabile Grundlage für die Konzipierung von 
politischen Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel schaffen wird; ist der 
Ansicht, dass die Mittel für die zusammen mit den Mitgliedstaaten in die Wege zu 
leitende Initiative der Kommission zur Schaffung eines integrierten weltweiten 
Umweltinformationssystems aufgestockt werden müssen, damit die Verfügbarkeit von 
Daten über Veränderungen in der Umwelt verbessert wird, wobei auch andere 
Maßnahmen in Betracht zu ziehen sind, wie z. B. eine erhebliche Aufstockung der 
finanziellen Mittel für die Eindämmung und Anpassung im Rahmen von Projekten und 
Programmen im Bereich Forschung und Entwicklung;  

16. begrüßt die kürzlich veröffentlichte Mitteilung der Kommission über Investitionen in die 
Entwicklung von Technologien mit geringen CO2-Emissionen (SET-Plan), die auch 
deutlich macht, dass die zum Erreichen der energie- und klimapolitischen Ziele der EU 
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notwendigen innovativen technologischen Entwicklungen eine direkte Zusammenarbeit 
von öffentlichen Investoren und dem Privatsektor erfordern; weist darauf hin, dass der 
Fahrplan der EU für Investitionen in diese Technologien den Technologien für 
erneuerbare Energiequellen Vorrang einräumen und die Teilhabe aller Marktteilnehmer, 
besonders der kleinen und mittleren Unternehmen, an Energieeffizienz-Projekten 
sicherstellen sollte;

17. betont, wie wichtig satellitengestützte Dienste für Rettungsmaßnahmen im Fall von 
Naturkatastrophen sind; begrüßt in diesem Zusammenhang, dass die 
Katastrophenschutzbehörden nach dem verheerenden Erdbeben auf Haiti durch das 
System der globalen Umwelt- und Sicherheitsüberwachung (GMES) rasch unterstützt 
wurden; fordert alle Beteiligten auf, für die möglichst baldige uneingeschränkte 
Einsatzfähigkeit des GMES zu sorgen; 

18. betont in diesem Zusammenhang, dass Initiativen auf lokaler Ebene wie etwa die 
Wiederaufforstung und Neuaufforstung für die aktive Beteiligung am Kampf gegen den 
Klimawandel einen hohen Stellenwert haben und es sehr wichtig ist, Informationen über 
bewährte Verfahren auszutauschen und in Koordination mit den umfangreicheren 
Initiativen der nationalen Behörden und der EU geeignete Informationskampagnen z. B. 
über die Anpassung von an Küsten, im Gebirge, auf Inseln oder in Tiefebenen gelegenen 
Gebieten an diese Veränderungen durchzuführen, damit die Rechtsvorschriften, 
Strategien und Programme in diesem Bereich wirksamer umgesetzt werden; weist darauf 
hin, dass die entlegenen Regionen der EU im Wege der dezentralisierten 
Energieerzeugung einen wichtigen Beitrag leisten können, mit dem ehr Energieeffizienz 
erreicht werden kann, weil sie eine Verringerung der Übertragungsverluste in den 
Energienetzen und eine bessere Nachfragesteuerung ermöglicht;  

19. ist der Ansicht, dass das Potenzial aller bestehenden EU-Initiativen, wie z. B. die 
Initiative zu der unter der Leitung des Europäischen Innovations- und 
Technologieinstituts stehenden Schaffung von Wissens- und Innovationsgemeinschaften 
für die Eindämmung des Klimawandels und die Anpassung daran, voll ausgeschöpft 
werden sollte, damit eine angemessene Basis von Wissen über die Anpassung an den 
Klimawandel geschaffen und die Entwicklung von Anpassungstechnologien aufgebaut 
wird;

20. betont, dass es für die Gewährleistung einer erfolgreichen Umsetzung des Europäischen 
Aktionsrahmens für die Anpassung an den Klimawandel ausschlaggebend sein wird, dass 
er in den Rahmen eines kohärenten und ambitionierten weltweiten Übereinkommens mit 
rechtlich verbindlichen Zielen über Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels 
einbezogen wird, und dass die EU in dieser Hinsicht eine Vorreiterrolle übernehmen 
muss.  
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